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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 144/11 B 
 
L 2 R 138/10 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 3 R 92/09 (SG Koblenz) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz, 
Eichendorffstraße 4-6, 67346 Speyer, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Juni 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r     

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 14. Februar 2011 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 14.2.2011 hat das LSG Rheinland-Pfalz einen Anspruch des Klägers auf Gewäh-

rung von Rente wegen voller Erwerbsminderung über den 31.1.2009 hinaus verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf das Vorliegen von Verfahrensmängeln iS von § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG aus-

gehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglich-

keit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt zum einen eine Verletzung des § 103 SGG.  

 

Hierzu trägt er vor, er habe bis zuletzt die Tatsache, dass seine psychische Situation eine 

Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht gewinnbringend zulasse, durch Einho-

lung eines weiteren Obergutachtens unter Beweis gestellt. Mit diesem Vorbringen ist ein Aufklä-

rungsmangel nicht ordnungsgemäß dargetan. Es fehlt bereits an der Bezeichnung eines für das 

Beschwerdegericht ohne Weiteres auffindbaren, bis zum Abschluss des Berufungsverfahrens 
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aufrechterhaltenen Beweisantrages (vgl zu diesen Erfordernissen BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 3 RdNr 5 und BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73, beide mwN). Der Beschwerde-

begründung ist weder zu entnehmen, mit welchem (vorbereitenden) Schriftsatz der Kläger 

einen Beweisantrag gestellt noch, dass er diesen in der letzten mündlichen Verhandlung vor 

dem LSG wiederholt habe. 

 

Zum anderen rügt der Kläger einen Verstoß gegen § 109 SGG. Auf die Verletzung dieser Norm 

kann eine Nichtzulassungsbeschwerde nach der ausdrücklichen Bestimmung des § 160 Abs 2 

Nr 3 Halbs 2 SGG jedoch nicht gestützt werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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